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Der Gesetzgeber hat das Erbrecht mit Wirkung 

zum 1. Januar 2010 reformiert

Was bringt die Reform:

� Ausweitung der Rechte der Erben gegenüber den

Pflichtteilsberechtigten

� verbesserte Stundungsregelungen für die Erben

� bessere Honorierung von Pflegeleistungen

� Vereinfachung des Wahlrechts nach § 2306 BGB bei  

Beschränkungen und Beschwerungen für die Erben

� Modifizierung der Pflichtteilsentziehung

� modifizierte Anrechnung von Schenkungen i.S.v. § 2325 BGB    

(Abschmelzungssystem)

� Anpassung der Verjährungsfrist an die allgemeine Regelver-

jährung von 3 Jahren
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A) Berücksichtigung von Pflegeleistungen

Alte Rechtslage:

Ausgleich von Pflegetätigkeit von Erben, wenn unter 

Verzicht auf berufliches Einkommen eine persönliche Pflege 

des Erblassers über einen längeren Zeitraum erfolgte 

(§ 2057 a Abs. 1 S. 2 BGB a.F.).
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A) Berücksichtigung von Pflegeleistungen

Regelung galt nur für:

� Abkömmlinge

Regelung galt nicht für:

� Geschwister des Erblassers

� Personen, die bei Beginn der Pflege kein eigenes 

Einkommen erzielten
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A) Berücksichtigung von Pflegeleistungen

Fall 1:

Die verwitwete Schwiegermutter des Hofinhabers wird 

pflegebedürftig. Seine Ehefrau, die wegen der 

Kindererziehung kein eigenes Einkommen erzielt, holt ihre 

Mutter auf den Hof und pflegt sie. Ihr Bruder kümmert sich 

um nichts. Die Mutter verstirbt und hinterlässt ein 

Sparguthaben von 100.000 €. Die Pflegeleistungen sind mit 

20.000 € zu bewerten.
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A) Berücksichtigung von Pflegeleistungen

Alte Rechtslage Fall 1:

� Tochter und Sohn erben je ½ 50.000 €

� Pflegeleistungen der Tochter werden nicht honoriert 

(fehlender Einkommensverzicht)
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A) Ausgleich von Pflegeleistungen, § 2057 a BGB

Neue Rechtslage ab 1. Januar 2010:

� § 2057 a BGB: Ausgleich für Pflegeleistungen

� kein Verzicht auf berufliches Einkommen mehr erforderlich

� Abkömmling kann einen der Billigkeit entsprechenden

Ausgleich für Pflegeleistungen verlangen

� gilt nur bei gesetzlicher Erbfolge 

(greift nicht bei Testament oder Erbvertrag!)

� gilt nicht für Pflege durch Schwiegerkinder und 

Lebensgefährten des Erblassers
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A) Ausgleich von Pflegeleistungen, § 2057 a BGB

Neue Rechtslage ab 1. Januar 2010:

� Voraussetzung: häusliche Pflege ist zu Lebzeiten des 

Erblassers nicht entlohnt worden

� Abkömmling kann sich zur Durchführung der Pflege auch 

Dritter, von ihm entlohnter Hilfskräfte bedient haben

� gilt auch für Pflegeleistungen, die vor dem 01.01.2010 

erbracht worden sind
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A) Ausgleich von Pflegeleistungen, § 2057 a BGB

Neue Rechtslage ab 1. Januar 2010:

Höhe des in Ausgleich einzubeziehenden Betrages ist nicht 

geregelt.

Der erste Gesetzentwurf sah eine eigenständige Anrechnungs-
regelung in Anlehnung an bestehende Pflegesätze vor.

Derzeitige Pflegesätze des § 36 III SGB XI (bis 2012)

Pflegestufe I        440 €
Pflegestufe II    1.040 €     anzurechnen.

Pflegestufe III   1.510 € 

P

je Kalendermonat
der Pflegetätigkeit für
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A) Ausgleich von Pflegeleistungen, § 2057 a BGB

Neue Rechtslage ab 1. Januar 2010:

Der Umfang der Leistung ist in der Praxis häufig schwer 

feststellbar.

Folge: Die Rechtsprechung wird zukünftig Höhe der  

anzurechnenden Pflegeleistungen im Streitfall   

bestimmen müssen. 
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A) Ausgleich von Pflegeleistungen, § 2057 a BGB

Neue Rechtslage Fall 1:

� Ehefrau des Landwirts kann von ihrem Bruder ange-

messenen Ausgleich für die Pflege der gemeinsamen 

Mutter verlangen.
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A) Ausgleich von Pflegeleistungen

Fall 2:

In unserem Beispiel 1 versorgt die Ehefrau des Hofinhabers 

nicht die eigene Mutter, sondern die Mutter ihres 

Ehemannes. Der Nachlass soll wiederum 100.000 € 

betragen und die Erblasserin 2 Kinder haben. 
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A) Ausgleich von Pflegeleistungen

Neue Rechtslage Fall 2:

� Nach wie vor keine Honorierung von Pflegeleistungen 

der Schwiegertochter, denn sie ist keine Erbin.



Rechtsanwältin CHRISTIANE GRAß
Fachanwältin für Agrarrecht Erbrecht
�� � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � Stand: Januar 2010  
www.christiane-grass.de

14

A) Ausgleich von Pflegeleistungen

TIPP:

Bei Abschluss eines Hofübergabevertrages oder der 

Errichtung eines Testamentes oder Erbvertrages sollte eine 

Regelung aufgenommen werden, ob und wie Pflege-

leistungen durch Angehörige honoriert werden sollen. Auch 

sollte die Höhe der anzurechnenden Pflegeleistung exakt 

festgelegt werden. Ggf. kann eine Orientierung an den 

Pflegesätzen des § 36 Abs. 3 SGB XI erfolgen.
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

- Stundung -

Für landwirtschaftliche Betriebe von Bedeutung, die dem BGB-

Erbrecht unterliegen.

Bisherige Regelung des § 2331 a BGB:

� Erbe (nur Kinder des Erblassers und Ehegatte) kann Stundung

des Pflichtteilsanspruchs verlangen, wenn sofortige Zahlung

eine „ungewöhnliche Härte“ darstellt

� „ungewöhnliche Härte“: z.B. Aufgabe der Familienwohnung oder

Veräußerung eines Wirtschaftsgutes, das die Lebensgrundlage

bildet

� Folge: Kaum praktischer Anwendungsbereich
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

- Stundung -

Fall 3:

Der verwitwete Erblasser, der 2 Kinder hinterlässt, setzt 

seine Tochter zum Alleinerben ein. Sein Vermögen besteht 

im Wesentlichen aus einem landwirtschaftlichen Betrieb, der 

erbrechtlich mit einem Wert von 100.000 € anzusetzen ist. 

Der Sohn wird enterbt. Da sein gesetzlicher Erbteil ½ ist, 

steht ihm ein Pflichtteil in Höhe eines Viertels des 

Nachlasswertes zu, mithin ein Betrag von 25.000 €, den die 

Tochter als Alleinerbe sofort auszahlen muss.
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

- Stundung -

Neue Rechtslage:

� Stundung des Pflichtteilsanspruches setzt keine

„ungewöhnliche Härte“ mehr voraus

� jetzt kann bereits bei „unbilliger Härte“ Stundung 

verlangt werden

� Härte muss aus der Art des Nachlassgegenstandes 

resultieren. Zerschlagung / Verlust eines Wirtschafts-

gutes, z.B. Hof, soll verhindert werden

� jeder Erbe kann Stundung verlangen
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

- Stundung -

Neue Rechtslage:

� Für Stundung muss dem Pflichtteilsberechtigten eine 

geeignete Sicherheit (z.B. Grundschuld) geboten 

werden

� Stundungsdauer und Zinssatz sind gesetzlich nicht 

geregelt (erforderlichenfalls muss ein Gericht die 

Modalitäten festlegen)
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

- Stundung -

Fall 4:

Der Erblasser aus Beispiel 3 setzt nicht seine Tochter, 

sondern seinen Neffen zum Alleinerben ein. Die Kinder 

werden enterbt. Der Pflichtteilsanspruch der beiden Kinder 

beläuft sich auf jeweils 25.000 €. 
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

- Stundung -

Alte Rechtslage Fall 4:

� Neffe kann keine Stundung verlangen, da bisher nur die 

Kinder des Erblassers und der Ehegatte die Rechte des 

§ 2331 a Abs. 1 BGB hatten

� Pflichtteilsansprüche müssen umgehend erfüllt werden

Neue Rechtslage Fall 4:

� Neffe kann Stundung verlangen
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Alte Rechtslage:

� Alle Schenkungen, die der Erblasser innerhalb der letzten 

10 Jahre vor seinem Tod vorgenommen hatte, sollten

nicht zu einer Benachteiligung der übrigen Erben führen. 

� Pflichtteilsberechnung erfolgte deshalb so, als ob

Schenkung nicht erfolgt wäre. 
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Alte Rechtslage:

� Schenkungen, die beim Tod des Erblassers mehr als 10

Jahre zurücklagen, blieben daher bei der Pflichtteilser-

gänzung der übrigen Erben außer Acht (Alles-oder-

Nichts-Prinzip). 

� Bei Schenkungen an den Ehegatten oder einen

Abkömmling kann der Schenker gem. § 2315 BGB 

anordnen, dass sich der Beschenkte den Wert der 

Schenkung auf den späteren Pflichtteil anrechnen lassen 

muss. 
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Neue Rechtslage:

� Abschaffung des Alles-oder-Nichts-Prinzps

� Einführung einer jährlichen Abschmelzung des zu 

berücksichtigenden Schenkungswertes

� Nur noch Schenkungen, die innerhalb des letzten Jahres 

vor dem Erbfall erfolgt sind, werden bei der Pflichtteils-

ergänzung vollständig berücksichtigt
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Neue Rechtslage:

� Erfolgt die Schenkung im zweiten Jahr vor dem Erbfall

sind nur noch 9/10, im Dritten Jahr 8/10 usw. zu

berücksichtigen

� Mehr als 10 Jahre zurückliegende Schenkungen werden

wie bisher nicht mehr in Ansatz gebracht
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Fall 5:

Ein verwitweter Landwirt, für dessen Betrieb das BGB-Erbrecht 

gilt, hat zwei Kinder, einen Sohn und eine Tochter. Mit Erreichen 

des 65. Lebensjahres überträgt er den Betrieb an seinen Sohn. 

Etwa 8 ½ Jahre später verstirbt der Vater. Die Abfindung der 

Tochter war bis dahin nicht geregelt, auch nicht in einem 

Testament. Der auf den Sohn übertragene Betrieb soll einen 

erbrechtlichen Wert von 100.000 € haben. Im Nachlass befinden 

sich noch 10.000 €. 
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Alte Rechtslage Fall 5:

� Lebzeitige Schenkung an den Sohn wurde bei der 

Berechnung des Pflichtteilsergänzungsanspruchs der

Tochter voll berücksichtigt
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Alte Rechtslage Fall 5:

� gesetzlicher Erbteil Tochter 

½ von 10.000 € Nachlass 5.000 €

� Ergänzungspflichtteil berechnet sich aus 110.000 € 

(10.000 € Nachlass + 100.000 € Schenkung), so dass 

die Tochter auf insgesamt 27.500 € kommen muss

(Pflichtteil ¼ von 110.000 €)

Ergebnis: Tochter erhielt einen Erbteil von 5.000 €  sowie 

von dem Bruder eine Pflichtteilsergänzung von 22.500 €
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Neue Rechtslage Fall 5:

� kein Alles-oder-Nichts-Prinzip mehr

� der übertragene Betrieb mit einem erbrechtlichen Wert

von 100.000 € wird bei der Ermittlung des Pflichtteilser-

gänzungsanspruchs der Tochter nur noch zu 2/10 

berücksichtigt (Schenkung des Vaters bei Tod bereits 

8 ½ Jahre zurück)
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Neue Rechtslage Fall 5:

� Pflichtteil berechnet sich aus 30.000 € 

(10.000 € Nachlass + 2/10 von 100.000 €)

Ergebnis: Die Tochter kann insgesamt 7.500 € verlangen 

(Pflichtteil ¼ von 30.000 €). Sie erhält einen Erbteil von

5.000 € ( ½ von 10.000 €) und eine Pflichtteilergänzung von

2.500 €. 
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Neue Regelung gilt nicht für:

� Schenkungen an den Ehegatten; diese werden auch

weiterhin in vollem Umfang berücksichtigt, selbst dann,

wenn die Schenkung mehr als 10 Jahre zurückliegt

� wenn Höfe im Sinne der Höfeordnung zu Lebzeiten 

übertragen werden; Miterben werden so gestellt, als sei

mit der (lebzeitigen) Übertragung bereits der Erbfall einge-

treten. Miterben können damit sofort ihre Abfindungs-

ansprüche geltend machen, so dass für eine spätere 

Pflichtteilsergänzung kein Raum mehr ist (§ 17 HöfeO)
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche, 

§ 2325 Abs. 3 BGB

Beachte: 

Eine den Fristbeginn auslösende Leistung des verschenkten 

Gegenstandes liegt nur dann vor, wenn der Erblasser nicht 

nur seine Rechtsstellung als Eigentümer aufgibt, sondern 

auch darauf verzichtet, den Gegenstand im wesentlichen 

weiter zu nutzen. 

� 10-Jahres-Frist beginnt bei Übertragung einer Immobilie 

unter Nießbrauchsvorbehalt  nicht zu laufen.
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche

Alte und neue Rechtslage: 

� Bewertung und Bewertungsstichtag: keine Änderung 

gegenüber alter Rechtslage 

verbrauchbare Sachen (Geld, Wertpapiere)

- Wert im Zeitpunkt der Schenkung (§ 2325 Abs. 2 S. 1 BGB) 

mit Inflationsbereinigung auf den Zeitpunkt des Erbfalls
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B) Neuregelungen im Pflichtteilsrecht

Abschmelzung der Ergänzungsansprüche

Alte und neue Rechtslage: 

nicht verbrauchbare Gegenstände (Grundbesitz etc.)

- Niederstwertprinzip (§ 2325 Abs. 2 S.2 BGB)

� der geringere Wert aus dem Wert im Zeitpunkt der    

Schenkung und dem Wert im Zeitpunkt des Erbfalls

� bei Wert im Zeitpunkt der Schenkung wird allerdings der 

Kaufkraftschwund bis zum Zeitpunkt des Erbfalls 

berücksichtigt

� bei nachträglichen Wertsteigerungen kommt es auf den 

Wert an, dessen sich der Erblasser im Zeitpunkt der 

Schenkung entäußerte  
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C) Entziehung des Pflichtteils / Enterbung

Alte Rechtslage: 

Bisher war Entziehung des Erbteils nur möglich, wenn Pflicht-

teilsberechtigter den späteren Erblasser:

• töten wollte,

• ihn schwer misshandelte

• oder einen „ehrlosen oder unsittlichen Lebenswandel“ führte

Der Entziehungsgrund des „ehrlosen oder unsittlichen 

Lebenswandels“ wurde ersatzlos gestrichen.
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C) Entziehung des Pflichtteils / Enterbung

Neue Rechtslage: 

Neuer Entziehungsgrund des § 2333 Abs. 1 Nr. 4 BGB:

Erblasser kann einem Abkömmling den Pflichtteil entziehen, 

wenn der Abkömmling wegen einer vorsätzlichen Straftat zu 

einer Freiheitsstrafe von mindestens 1 Jahr ohne Bewährung 

rechtskräftig verurteilt wird und die Teilhabe am Nachlass 

deshalb für den Erblasser unzumutbar ist. 

Gleiches gilt, wenn die Unterbringung des Abkömmlings in ein 

psychiatrisches Krankenhaus oder eine Entziehungsanstalt 

wegen einer ähnlich schwerwiegenden vorsätzlichen Tat 

rechtskräftig angeordnet wird.
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C) Entziehung des Pflichtteils / Enterbung

Neue Rechtslage: 

Unzumutbarkeit liegt vor, wenn die Straftat den persönlichen, 

in der Familie gelebten Wertvorstellungen des Erblassers in 

hohem Maße widerspricht (BT-Drs 16/8954 S. 53).
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D) Beschränkungen und Beschwerungen des Erben

Die Neuregelung von § 2306 BGB entschärft die extrem 

komplizierte Vorschrift und der Erbe kann jetzt das mit einer 

Nacherbenanordnung, einer Testamentsvollstreckung, einer 

Teilungsanordnung oder einem Vermächtnis belastete Erbe 

annehmen  oder das Erbe ausschlagen und den Pflichtteil 

verlangen.
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D) Beschränkungen und Beschwerungen des Erben

Alte Rechtslage: Für Erbfälle vor dem 1. Januar 2010 

War der Erbteil    =   oder   <   als Pflichtteil 

und lag eine der in § 2306 a.F. abschließend aufgezählten 

Beschränkungen und Beschwerungen vor:

Die Beschränkung oder Beschwerung ist kraft Gesetzes 

entfallen; der Erbe erhielt den uneingeschränkten Erbteil.

Problem: Schlug der Erbe den Erbteil irrig aus, erhielt er 

keinen Pflichtteil, denn er war nicht von der Erbfolge 

ausgeschlossen. 

Zusätzlich bestand ggf. gem. § 2305 BGB ein Anspruch auf 

den Zusatzpflichtteil (sog. Pflichtteilsrestanspruch)
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D) Beschränkungen und Beschwerungen des Erben

Alte Rechtslage:

War der Erbteil   >   Pflichtteil 

Folge: § 2306 BGB a.F. gewährte Wahlrecht zwischen 

Annahme des belastenden Erbteils und dem Pflichtteil. 

Ob der belastete Erbteil angenommen wurde oder der 

Pflichtteil gewählt wurde, entschied früher der Vergleich der 

Quoten (vgl. hälftige gesetzl. Erbquote im Verhältnis zu 

zugewendetem quotenmäßigen Anteil am Gesamtnachlass)
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D) Beschränkungen und Beschwerungen des Erben

Fall 6:

Erblasser, verwitwet, 1 Sohn, verfügt wie folgt: Die Stiftung XY

erhält mein Mehrfamilienhaus in Hamburg; mein Sohn erhält 

den landwirtschaftlichen Betrieb in Magdeburg, er soll aus 

seinem Erbteil 300.000 € an den Verein V zahlen.



Rechtsanwältin CHRISTIANE GRAß
Fachanwältin für Agrarrecht Erbrecht
�� � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � Stand: Januar 2010  
www.christiane-grass.de

41

D) Beschränkungen und Beschwerungen des Erben

Alte Rechtslage Fall 6:

Problem: Innerhalb der Ausschlagungsfrist musste der Wert 

des Mehrfamilienhauses und der Wert des Betriebes 

ermittelt werden, um die Erbquoten und den Pflichtteil zu 

bestimmen. Nur wenn der Wert des Betriebes höher war 

als der Pflichtteil, war Ausschlagung sinnvoll.

Fehlbewertung konnte zu fehlerhafter Ausschlagung und 

damit zum Verlust von Erb- und Pflichtteil führen.
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D) Beschränkungen und Beschwerungen des Erben

Neue Rechtslage Fall 6:

� § 2306 BGB verzichtet auf Abwägung des Wahlrechts nach 

Größe des Erbteils

� Wahlrecht besteht grundsätzlich

� Entscheidung, wie Wahlrecht ausgeübt wird, muss 

innerhalb der Ausschlagungsfrist (6 Wochen) getroffen 

werden, danach gilt Erbschaft als angenommen.

� Fristbeginn: Kenntnis des pflichtteilsberechtigten Erben von 

Anfall und Grund seiner Berufung sowie von 

Beschränkungen und Beschwernissen

� Kenntnis des Nachlasswertes ist nicht erforderlich
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E) Verjährung

� Für erbliche Ansprüche galten bislang unterschiedliche 

Verjährungsfristen

� mit der Reform werden diese jetzt einheitlich auf 

3 Jahre ab Kenntnis oder grob fahrlässiger Unkenntnis von 

dem Grund des Anspruchs und der Person des Schuldners 

festgelegt, § 199 Abs. 1 Ziff. 2 BGB

� Die Ansprüche verjähren unabhängig von Kenntnis oder 

grob fahrlässiger Unkenntnis in 10 Jahren nach ihrer 

Entstehung, § 199 Abs. 4 BGB

� Ausnahme: Nacherbe macht gegen den Vorerben 

Ansprüche auf Herausgabe der Erbschaft geltend
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E) Verjährung

� Beachte: Verkürzung der Verjährungsfrist auf 3 Jahre ab 

Kenntnis oder grob fahrlässiger Unkenntnis von dem Grund 

des Anspruchs gilt auch für den höferechtlichen Ab-

findungsanspruch der weichenden Erben gem. § 12 HöfeO 

(bisher galt eine 30-jährige Verjährungsfrist).

Folge: Für alle höferechtlichen Abfindungsansprüche, die ab 

dem 01.01.2010 neu entstehen, gilt von vornherein 

eine nur 3-jährige Verjährungsfrist ab Kenntnis von 

den Umständen, die den Anspruch begründen; die 

Ansprüche verjähren spätestens 10 Jahre nach ihrer 

Entstehung.
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E) Verjährung

Auswirkung auf ältere Hofübergabe- bzw. Erbfälle nach der 

Übergangsregelung in Art. 229 § 23 EGBGB:

� 30-jährige Verjährungsfrist wird im Ergebnis nachträglich 

gekürzt und endet spätestens am 31.12.2012

� endet die 30-jährige Verjährungsfrist nach altem Recht 

zwischen dem 01.01.2010 und dem 31.10.2012, bleibt es 

bei dem Verjährungseintritt nach altem Recht (keine 

Verlängerung der Verjährung durch die Reform)



Rechtsanwältin CHRISTIANE GRAß
Fachanwältin für Agrarrecht Erbrecht
�� � � � � � � � � � � � � � � � � � � � � Stand: Januar 2010  
www.christiane-grass.de

46

E) Verjährung

Fall 7:

Der verwitwete Hofinhaber ist am 31.12.2005 verstorben. Er 

hinterließ einen Sohn und eine Tochter. Der Sohn ist Hofnach-

folger geworden und die Tochter hat einen außerlandwirt-

schaftlichen Beruf. 
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E) Verjährung

Alte Rechtslage Fall 7:

Höferechtlicher Abfindungsanspruch verjährte nach 30 Jahren 

(31.12.2035 für Beispielsfall).

Neue Rechtslage Fall 7:

Verjährungsfrist wird gekappt und endet infolge der Erbrechts-

reform bereits am 31.12.2012. Spätestens am 31.12.2012 

muss die Tochter verjährungshemmende Maßnahmen 

eingeleitet haben, wenn sie ihre Ansprüche nicht verlieren will.
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E) Verjährung

Fall 8:

Der Hofinhaber ist am 31.12.1981 verstorben. Dann endet die 

30-jährige Frist schon am 31.12.2011. Dabei bleibt es auch 

nach der Reform. Denn die zum 01.01.2010 in Kraft getretene 

Änderung bewirkt keine Verlängerung der ursprünglichen 

Verjährungsfrist (im Beispiel: 31.12.2011) bis zum 31.12.2012.
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Ich bedanke mich für Ihre 

Aufmerksamkeit!


